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NeuerParkplatz sorgt fürVerwirrung
Nahe des Kreuzlinger Girsbergtunnels
gibt es plötzlich einen Kiesparkplatz. 39

Baulandhortermüssennichts befürchten
Gesetzesänderung Der Regierungsrat wollte denGemeinden ein Kaufsrecht für brach liegendes Bauland einräumen.

Als Kompromiss wäre er auchmit einer Abgabe für Baulandhorter zufrieden gewesen. Doch derGrosse Rat schickt beides bachab.
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Regierungsrätin Carmen Haag
glaubt, dassesdemBedürfnisder
Bevölkerung entspricht, zuerst
dieBaulandreserven innerorts zu
nutzen. «Ich habe auch den Ein-
druck, dass die Gemeinden froh
wären um ein Instrument gegen
Baulandhorter.»Ein solcheswer-
den sie nun im Thurgau bis auf
weiteres nicht erhalten. Der
Grosse Rat hat amMittwoch die
Änderung des Planungs- und
Baugesetzes in der Schlussab-
stimmungverworfen.«Eineneue
Vorlagewirdes imMomentnicht
geben», sagt Carmen Haag auf
Anfrage unserer Zeitung. Wenn
schon die jetzige Vorlage nicht
durchgekommen sei, hätte eine
neue keineChance.

Die Linken und die Rechten
schickten die Gesetzesänderung
gemeinsam bachab – allerdings
aus unterschiedlichen Grünen.
DenLinkengingdie Fassungder
Kommission zu wenig weit, sie
hättendenGemeinden lieberdas
vomRegierungsrat vorgeschlage-
neKaufsrecht indieHändegege-
ben. Den Rechten dagegen ging
schon die Lenkungsabgabe zu
weit, dieBaulandbesitzer gemäss
Kommission hätten zahlenmüs-
sen,wennsie ihrLandnacheiner
bestimmten Frist nicht überbau-
en. Die Abstimmung ging mit
69Nein zu 39 Ja deutlich aus.

Bundesgerichtkönnte
Druckaufsetzen

Die Gesetzesänderung im Thur-
gausollte eigentlichdieVorgaben
des Bundesgesetzes über die
Raumplanung umsetzen.Dieses

schreibtdenKantonenMassnah-
men gegen die Baulandhortung
vor. Haag sagt denn auch: «Man
muss davon ausgehen, dass ge-
mäss der aktuellen Rechtsspre-
chungdesBundesgesetzesunse-
re bestehenden Massnahmen
nicht reichen.» Sie sieht zwei
mögliche Varianten, wie es wei-
ter gehenkönnte.Entwederwer-
de irgendwann das Bundesge-
richt in einem Urteil festhalten,
dass das Thurgauer Gesetz nicht

denBundesvorgaben entspricht.
Oderesergibt sicheineneueAus-
gangslage, weil eine Gemeinde
nicht mehr wachsen kann. Ge-
mässHaagwird sichdannzeigen,
obdurchdenzusätzlichenDruck
doch noch eine Gesetzesände-
rung zu Stande kommt.

DieunheiligeAllianz, diedas
Planungs- und Baugesetz zu Fall
gebracht hat, kam gemäss Sonja
Wiesmann nicht überraschend.
Die SP-Fraktionschefin sagt im

Gespräch mit unserer Zeitung:
«Wir haben schon beim Eintre-
ten auf die Vorlage gesagt, dass
wir die Kommissionsfassung
nicht unterstützen.» Ein Rück-
weisungsantragder SPwar inder
ersten Lesung aber noch abge-
lehnt worden.

EinTeil der SVP-Fraktionwar
ebenfalls bereits gegenEintreten
auf die Vorlage, denkbar knapp
entschied sich der Grosse Rat
aber trotzdemfür eineBeratung.

Indenzwei bisherigenLesungen
zur Vorlage zielten zwei Anträge
aus der SVP erfolglos darauf ab,
die Lenkungsabgabe aus dem
Gesetz zu streichen.

Wie Carmen Haag ist auch
Sonja Wiesmann der Meinung,
dass sich der Druck noch weiter
aufbauen wird und dass dann
vielleicht ein neuer Versuch er-
folgreich sein könnte. Die SP-
Fraktionschefin sagt: «Vielleicht
war die Zeit noch nicht reif.»

Kommentar

Profit versus
Allgemeinheit
DasProblemmitdenBau-
landhortern ist ein altbekann-
tes:Zwischen Privatpersonen
und der Allgemeinheit besteht
ein Interessenkonflikt.Wer
Bauland besitzt, will esmit
Profit verkaufen. Und die Preise
steigen immerweiter. Umge-
kehrt soll die Zersiedelung der
Landschaft verhindert werden.

Das Kaufsrecht oder die Len-
kungsabgabewären erst nach
einer achtjährigen Frist zum
Zug gekommen.Der zeitliche
Druck hätte die Landbesitzer
zwar umeinenmöglicherweise
höherenGewinn in der Zukunft
gebracht, die Allgemeinheit
hätte dafür profitiert.

Weil sich die Kantonsräte aber
nur darin einig sind, dass sie
sich nicht einig werden, ist eine
Gesetzesänderung vorläufig
nichtmöglich. Dann darf aber
niemand überrascht sein, falls
sich der Bund einschalten sollte.
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Vorstoss endet
auf der Deponie

Bauabfälle DerGrosse Rat will kein Konzept zur
Vermeidung unnötig langer Transporte von Bauaushub.

Bei der Lancierung des Vorstos-
ses von JosefGemperle (CVP, Fi-
schingen) hatte es noch gut aus-
gesehen:69Mitunterzeichnende
unterstützten den Antrag, dass
die Regierung ein Konzept Bau-
abfälle erarbeiten muss, um un-
nötig lange Transporte zu ver-
meiden. Schon in ihrer schriftli-
chenAntworthattedieRegierung
demAnliegenaber vielWindaus
den Segeln genommen, indem
sie darauf verwies, dass lediglich
10Prozentdes sauberenBauaus-
hubs inandereKantons transpor-
tiertwerde.NachderDiskussion
schartederAntragdannnurnoch
22 Kantonsräte hinter sich − 86
stimmtenmit Nein.

UnsinnigeBlütendes
Aushubtourismus

Gemperle hatte vergeblich kriti-
siert, dass im Thurgau das De-
ponieangebot für den Aushub
künstlich tief gehalten werde.
Der Staat gebe einigen wenigen
Playern quasi einMonopol in die

Hand. «Die Preise sind dement-
sprechend hoch.»Undwer nicht
jeden Preis zahlen wolle, müsse
eben dieseweitenWege fahren.

Zwar monierte auch Toni
Kappeler (GP, Münchwilen) ei-
nen Aushubtourismus, der mit-
unter unsinnige Blüten treibe.
DieLösungkönne jedochnicht in
derEinrichtungzahlloserKleinst-
deponien liegen, weshalb seine
Partei den Antrag ebenfalls ab-
lehne. Wichtiger als Kleinde-
ponien sei ohnehin das speditive
VorgehenbeiderBewilligungvon
Kiesabbau, befanden die SVP-
Sprecher. Und Roland A. Huber
(BDP,Frauenfeld)befürchteteei-
nen grossen Vollzugsaufwand,
wenn der Kanton stärker in die
Wettbewerbsfreiheit eingreife.

Dashabemanauchnicht vor,
bekräftigte Baudirektorin Car-
men Haag. Gemperles Anliegen
sei zwar ehrenwert. Und die De-
ponien seienknapp, räumteHaag
ein. «Aber die Branche hat be-
reits reagiert.» (ck)

Für die Rolle des
Vorreiters nicht erwärmt

Energie Alle wollen denBodensee fürs Kühlen und
Heizen nutzen. Den Leadwill der Kanton indessen nicht.

Für die SVP-Kantonsräte Hans-
peter Gantenbein (Wuppenau)
und David Zimmermann (Brau-
nau) ist klar: Die Energiegewin-
nung aus dem Bodensee brennt
unter den Nägeln, deshalb brau-
cheeseinenBerichtumaufzuzei-
gen, wie diese zusammen mit
St.Gallen oder grenzübergrei-
fendumgesetztwerdenkann.Für
denRegierungsrat ist klar: Einen
solchenBericht braucht es nicht,
weil es alle Informationenbereits
gibt. Sohabeein«Interreg»-For-
schungsprojekt» 2015 eine um-
fassende Studie für den Boden-
see vorgelegt. Auch die techni-
schen Voraussetzungen für die
Wärme- und Kältenutzung des
Sees seien vorhanden. Die gest-
rige Diskussion im Grossen Rat
drehte sich nun vor allemumdie
Rolle des Kantons. Die beiden
Antragsteller und ihreMitstreiter
kritisierten, dass sichderKanton
mit seinemNein zueinemweite-
ren Bericht aus der Verantwor-
tung stehlen wolle. «Das Thema

wird kleinkrämerhaft an die Ge-
meindendelegiert», klagteGan-
tenbein. Peter Schenk (EDU,
Zihlschlacht) brandmarkte die
Antwort als «lethargisch».

Spielregeln für
dieUmsetzung

Ins selbe Horn stiess die SVP.
Fraktionschef Stephan Tobler
(Egnach) forderte den Kanton
auf, eine Vorreiterrolle zu über-
nehmen. Man wolle keinen
Monsterbericht, aber Spielregeln
fürdieRealisierungüberregiona-
ler Projekte. Regierungsrat Wal-
ter Schönholzer argumentierte,
dass mit der Beantwortung des
VorstossesdiewesentlichenFak-
tenvorlägen.DieGemeindenam
See seien schonanderArbeit, die
Regio Kreuzlingen etwa erarbei-
te einenEnergie-Richtplan.«Wir
unterstützten sehr gernekonkre-
te Projekte, aber verschonen Sie
uns vor unnötigen Berichterstel-
lungen.» 75 Kantonsräte waren
für Verschonung, 46 nicht. (ck)

Bei der Auswahl
genauer hinsehen

Friedensrichter Die Arbeit der
Friedensrichter hat in der Justiz-
kommission des Grossen Rates
zu kritischen Diskussionen An-
lass gegeben. In andern Kanto-
nen könntendeutlichmehr Fälle
im Schlichtungsverfahren erle-
digt werden (Ausgabe von ges-
tern). Sie seheHandlungsbedarf,
sagte Justizdirektorin Cornelia
Komposch gestern im Grossen
Rat.Gleichzeitigbetonte sie, dass
jederFriedensrichternach seiner
Wahl eine Ausbildung absolvie-
ren müsse. Und weil es sich bei
der Besetzung der Friedensrich-
ter um eine Volkswahl handle,
gehe dieser ein politischer Pro-
zess voraus. In diesem Zusam-
menhang appellierte die Regie-
rungsrätin mit Blick auf die
nächstenWahlen in zwei Jahren,
«beiderEvaluationvonKandida-
tendarauf zuachten, dass gewis-
seVoraussetzungenwieKommu-
nikations- oderMediationsfähig-
keit vorhanden sind». Der
Kantonsei bereit zuhandeln, ver-
sicherte Komposch, «aber auch
die Politik ist gefordert, genauer
hinzuschauen,wen sie fürdieses
wichtige Amt nominiert». (ck)

Ein dicht besiedeltes Dorfquartier. Bild: Benjamin Manser

NeueMitglieder
in der GFK

Kommission HansEschenmoser
(SVP, Weinfelden), Christine
Steiger (SP, Steckborn) und Do-
minikDiezi (CVP, Stachen) wur-
den in die Geschäftsprüfungs-
undFinanzkommissionGFKdes
Grossen Rates gewählt. Die Er-
satzwahl war nötig geworden,
weilWalterMarty (SVP,Altishau-
sen), PeterDransfeld (GP,Erma-
tingen)undRetoLagler (CVP,Er-
matingen) aus der GFK zurück-
getretenwaren. (ck)

VerenaMarti
tritt zurück

Abschied Kantonsrätin Verena
Marti (SP, Steinebrunn) hat per
31.August ihrenRücktritt erklärt.
Als Grund für die Demission
nennt sie in ihrem Rücktritts-
schreibendieMehrfachbelastung
von Beruf und Gemeinderats-
mandat,welchenicht genugZeit
lasse, um sich auch noch aktiv in
den Grossen Rat einzubringen.
Marti gehörte dem Kantonspar-
lament drei Jahre an. (ck)
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